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tionellen Bürgerrechtler auszeichnete und eine breite Volksbewegung mit-
riß, vorbereitet hatte.

5) Es ist nicht zu übersehen, daß die politisch-kulturellen Prägungen der bei-
den deutschen Teilstaaten nachwirken. In den neuen Ländern ist nicht nur
das Parteiensystem gegenüber dem Westdeutschlands unterschiedlich, son-
dern bislang auch das bürgerschaftliche Engagement deutlich geringer ent-
wickelt, auch differieren Wertorientierungen. Zur Aufgabe, eine demokrati-
sche politische Kultur, die durchaus Abweichungen zu der der westlichen
Bundesländer (in denen auch eine beträchtliche politisch-kulturelle Vielfalt
festzustellen ist), aufweisen kann, auch in den neuen Ländern zu entwik-
keln, gibt es keine Alternative. Wesentlich behindert wird die Vitalisierung
einer demokratischen politischen Kultur in den neuen Ländern durch die
enormen ökonomischen Probleme. Allerdings ist daran zu erinnern, daß
sich die demokratische politische Kultur der alten Bundesrepublik erst in
einem längeren Prozeß herausgebildet hat.

Die im Hinblick auf das Verhältnis zu den westlichen Nachbarn selbstver-
ständliche Offenheit ist auch mit dem Osten anzustreben, obwohl es dabei
mancherlei Probleme gibt. Das vereinigte Deutschland bemüht sich mit gu-
ten Gründen, die osteuropäischen Nachbarn in einen engen Zusammenhang
mit der Europäischen Union zu bringen und auf mittlere Frist zu Mitglie-
dern der Europäischen Union zu machen. Es gilt, die demokratische Gesell-
schaftskultur nicht nur in den neuen Bundesländern, sondern auch in Osteu-
ropa zu festigen.

E) Folgerungen für Gegenwart und Zukunft Deutschlands in Europa

In den vorhergehenden Teilen des Sondervotums sind bereits verschiedene
Hinweise gegeben worden, die sich nicht zuletzt auf die Aufgabe der ständigen
Erneuerung der Demokratie beziehen. Darüber sollen hier einige Komplexe
angesprochen werden, die das Verhältnis der Deutschen zu ihren Nachbarn
und die deutsche Rolle in der europäischen und der internationalen Politik be-
treffen, wobei die Folie der Überlegungen die historischen Erfahrungen sind.

1. Die Bedeutung historischer Hypotheken

Deutschland lebt heute in Frieden mit seinen Nachbarn. Kein Zweifel kann
auch bestehen, daß die Vereinigung 1990 international nur möglich war, weil
die Bundesrepublik seit der Nachkriegszeit durch ihre Politik der Westintegra-
tion und der Politik des Ausgleichs mit dem Osten zunehmend Vertrauen bei
allen Partnern gefunden hatte, ein Vertrauen, das sowohl auf der Verläßlichkeit
der Politik als auch auf der Stabilität der demokratischen Entwicklung gründet.

Gleichwohl würde sich die deutsche Öffentlichkeit täuschen, wenn sie annäh-
me, daß Erfahrungen mit den Deutschen im 20. Jahrhundert in der Erinnerung
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der Nachbarn keine Rolle mehr spielen würden. Selbstverständlich sind hier
nicht alle Facetten der Wirksamkeit historischer Erinnerung im Deutschland-
bild der verschiedenen Nachbarn – und Deutschland hat mehr Nachbarn als
jedes andere europäische Land – nachzuzeichnen. Doch gilt es einige Punkte
im Hinblick auf Gegenwart und Zukunft festzuhalten.

1) Es ist an der Einsicht nicht vorbeizukommen, daß ungeachtet eines in den
verschiedenen Nachbarländern vielfältig differierenden historischen Be-
wußtseins die Erinnerung an die NS-Zeit überall immer noch eine mehr
oder weniger große Rolle spielt. Der Kampf gegen das nationalsozialisti-
sche Deutschland bzw. die Erfahrungen durch Besetzung und Krieg sind
wesentliche Bestandteile des Geschichtsbewußtseins und bei manchen
Nachbarn – etwa bei England – geradezu konstitutiver Bestandteil des na-
tionalen Selbstverständnisses. Trotz teilweise jahrzehntelanger engster po-
litisch-ökonomisch-gesellschaftlicher Zusammenarbeit mit den Nachbarn
im Westen, Norden und Süden und inzwischen guter Beziehungen zu den
Nachbarn im Osten ist die historische Erinnerung an das Dritte Reich und
die nationalsozialistische Eroberungspolitik nicht gewichen und kann in be-
stimmten Konstellationen durchaus politisch wirksam werden. Die histori-
sche Erinnerung verbindet sich häufig mit der Furcht vor einer deutschen
Hegemonialrolle in Europa.

2) Aufschlußreich ist in diesem Kontext das Verhalten der verschiedenen
Nachbarn und ihrer Regierungen im Vereinigungsprozeß 1989/90. Die bri-
tische Regierung unter Margaret Thatcher suchte die deutsche Vereinigung
zumindest zu verzögern, wenn nicht zu verhindern; die Regierungschefin
warf ernsthaft die Frage auf, ob sich die Deutschen gegenüber der NS-Zeit
und früheren Epochen verändert hätten.

Die französische von Staatspräsident François Mitterrand bestimmte Politik
suchte 1989/90 die Vereinigung an eine Reihe von Bedingungen zu knüp-
fen, wozu u. a. der Verzicht auf Atomwaffen und die Weiterführung des eu-
ropäischen Integrationsprozesses gehörte.

Die französische und die britische Politik zogen aus der Konstellation
1989/90 unterschiedliche Konsequenzen. Während die französische Politik
den europäischen Einigungsprozeß zu forcieren suchte, um das vereinigte
Deutschland in Europa einzubinden, bemühte sich die britische Politik um
eine Machtbalance in Europa. Für beide Regierungen – wie auch für die
amerikanische Politik – war die Anerkennung der Endgültigkeit der Oder-
Neiße-Grenze eine conditio sine qua non für die Vereinigung.

Mehr oder weniger offen artikulierte Befürchtungen vor einer deutschen
Hegemonie waren auch in anderen Ländern zu vernehmen – in den Nieder-
landen, in Italien oder in Polen, wo freilich die Staatsräson für die deutsche
Vereinigung zu sprechen schien, weil sie die DDR auflöste und Polen in
engere Beziehung zum Westen bringen konnte. Die Befürchtungen konnten
im Prozeß der Vereinigung und danach zurückgedrängt werden.
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Bemerkenswerterweise schienen sich die Befürchtungen in der Sowjetunion
– jedenfalls so weit sie öffentlich artikuliert wurden – in Grenzen zu halten.
Die von großen Teilen der deutschen Öffentlichkeit unterstützte deutsche
Politik, die beträchtliche Anstrengungen unternahm, um die ökonomischen
Probleme im Kontext der Gorbatschowschen Reformpolitik zu mindern,
scheint die Befürchtungen gedämpft und schließlich auch die Zustimmung
der sowjetischen Führung zur Vereinigung erleichtert zu haben. Die histori-
schen Hypotheken wurden in dieser Konstellation nicht wirksam. Heute
tauchen diese Hypotheken im Zusammenhang der gegenwärtigen russi-
schen Identitätskrise wieder auf.

Die deutsche Politik tut gut daran, die Bedeutung der Erinnerung an das
Dritte Reich und seine Politik, im weiteren Sinne an den zweimaligen Ver-
such Deutschlands im 20. Jahrhundert, mit kriegerischen Mitteln eine He-
gemonialstellung in Europa zu erreichen, in Rechnung zu stellen. Dies be-
deutet, daß sie alles zu vermeiden hat, was als erneuter Versuch in eine
ähnliche Richtung aufgefaßt werden könnte. Das bewußte Handeln im eu-
ropäischen Staatenverbund oder in anderen multilateralen Zusammenhän-
gen erscheint als Weg, der die historischen Erfahrungen der anderen zu be-
rücksichtigen geeignet ist.

3) Selbstverständlich wird das heutige Deutschlandbild auch geprägt durch das
Bild der Entwicklung der Bundesrepublik und ihrer Politik seit der frühen
Nachkriegszeit. Für die westlichen Nachbarn ist die Erfahrung jahrzehnte-
langer sehr enger Zusammenarbeit in NATO und Europäischer Union be-
deutsam. Die Politik der verschiedenen Bundesregierungen und der sie tra-
genden Koalitionen zeichnete sich alles in allem durchweg durch Bere-
chenbarkeit und Zuverlässigkeit aus, was meist anerkannt wird.

Die politisch-ökonomisch-gesellschaftliche Verflechtung ist derart ausge-
prägt, daß die Deutschen und ihre Nachbarn im Westen sich nicht nur gut
kennen, sondern im europäischen Zusammenhang unter wachsendem Ver-
zicht auf nationalstaatliche Souveränitätsrechte und nationale Separierungen
zusammenleben wollen. Keine Frage, daß die europäische Integration eine
der Folgerungen aus der Geschichte darstellt, eine Interpretation, die selbst
schon wieder eine Geschichte hat. Kein Zweifel kann bestehen, daß es auf
dem Hintergrund historischer Erfahrungen diesen Prozeß weiterzuführen
gilt.

Schwer läßt sich die Nachwirkung der Nachkriegsgeschichte im Hinblick
auf die ostmittel- und osteuropäischen Länder bestimmen. Das Feindbild
Bundesrepublik wurde durch die Entspannungspolitik zunehmend abgebaut,
die neue Ostpolitik schuf Vertrauen. Kooperationen bahnten sich an, die
nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Systeme auf eine neue
Grundlage gestellt wurden. Im Hinblick auf Ostmittel- und Osteuropa ste-
hen freilich die deutsche und die europäische Politik für die nächsten Jahre
vor großen Herausforderungen.
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4) Inwieweit Erfahrungen der Nachbarn mit der Politik der DDR, mit dem
SED-System, noch das Bild von den Deutschen in Osteuropa prägen, ist
schwer zu sagen. Keine Frage, daß bestimmte nationale Eigentümlichkeiten
verbunden mit einer sehr starren, doktrinären Haltung das Bild der Politik
des SED-Systems im Osten lange mit bestimmt haben. Stereotype von den
„Deutschen“ sind durch die Politik des SED-Systems vermeintlich bestätigt
worden und dürften hier und da noch nachwirken. Die Tatsache jedoch, daß
die Ostdeutschen das SED-System selbst überwanden, auch die Tatsache,
daß die Menschen über Grenzen hinweg Kontakte unterhalten, haben das
vom SED-System vermittelte Bild „deutscher Politik“ relativiert.

Ansätze einer spezifischen Nachwirkung der DDR und des SED-Systems
scheint es in Rußland zu geben. Viele Sowjetbürger haben die DDR be-
sucht, manche hier gelebt, trotz politischer Hindernisse wurden auch
Freundschaften geschlossen. Dieser Hintergrund könnte mit erklären daß es
in Rußland – insbesondere bei den Kommunisten – hier und da eine Ten-
denz zur retrospektiven Verteidigung der DDR gibt. Zumindest ist die Ein-
sicht der russischen Öffentlichkeit fremd, daß das SED-System eine verbre-
cherische Diktatur gewesen sei. Vieles spricht dafür, die Kommunikation
über historische Fragen zwischen den Deutschen und den Russen auf den
verschiedenen Ebenen – nicht zuletzt im wissenschaftlichen Bereich und im
Hinblick auf die Schulbücher – zu intensivieren.

5) Die aus der Vergangenheit resultierenden Erwartungen lassen sich so be-
schreiben, daß von der deutschen Politik auch künftig Selbstbeschränkung
und Verläßlichkeit gefordert wird. Die Integration in die Europäische Ge-
meinschaft wird dabei vielfach als Garant für eine Politik der Selbstbe-
schränkung gesehen, doch zuweilen auch die Sorge artikuliert, die Deut-
schen könnten die Europäische Gemeinschaft dominieren.

Allerdings gehen die Einschätzungen über die Bedeutung der Nationen im
europäischen Kontext auseinander. Postnationale Orientierungen, wie sie in
den (west-)deutschen Eliten dominieren, werden weder in Großbritannien
noch in Frankreich und erst recht nicht in Osteuropa geteilt. Auch dies hat
deutsche Politik zu berücksichtigen.

Durch das Ende des kommunistischen Machtblocks ist Deutschland wieder
in die Mitte Europas gerückt. Auch in Westeuropa wird Verständnis dafür
aufgebracht, daß die deutsche Politik sich für die Erweiterung der Europäi-
schen Union nach Mittelosteuropa einsetzt. Im Hinblick auf den Zeitrahmen
der Erweiterung gibt es aber offensichtlich unterschiedliche Einschätzungen
etwa in der deutschen und in der französischen Politik. Die Interpretation
der Vergangenheit hält im Hinblick auf diese von der gegenwärtigen Politik
zu lösenden Fragen allenfalls den Rat bereit, den Prozeß der Europäischen
Integration – u. a. durch Reform der Institutionen – weiterzuführen und die
Erweiterung der Europäischen Union nach Mittelosteuropa gleichzeitig zu
betreiben.
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Resümierend ist festzustellen

1) Die deutsche Politik wird auch künftig zu berücksichtigen haben, daß die
Erfahrungen des 20. Jahrhunderts mit zwei deutschen Versuchen, eine He-
gemonialstellung in Europa zu erlangen, nachwirken. Die Hypotheken der
Vergangenheit erfordern eine behutsame Vertretung der deutschen Interes-
sen und lassen in vielen Fällen multilaterales Handeln geboten erscheinen.

2) Die Politik engster Zusammenarbeit mit den westeuropäischen Partnern ist
weiterzuführen und durch eine Politik der Kooperation nach Osten zu er-
gänzen, die sich der besonderen historischen Hypotheken deutscher Politik
im Osten bewußt ist.

3) Angesichts des Gewichtes der Vergangenheit kommt der deutschen aus-
wärtigen Kulturpolitik besondere Bedeutung zu:

– Vor einer Reduzierung der Arbeit der Goethe-Institute ist zu warnen; die
Errichtung neuer Kulturinstitute im Osten darf nicht auf Kosten der
Kulturinstitute im Westen gehen.

– Schulbuchkonferenzen sind bilateral und multilateral ein wichtiges Mit-
tel, um zu einer Verständigung in der Beurteilung der Vergangenheit zu
kommen.

– Die wissenschaftliche Kommunikation über Fragen der jüngsten Ge-
schichte gilt es bezogen auf eine ganze Reihe von Nachbarländern zu
intensivieren.

2. Die Frage des Umgangs mit Diktaturen und die Durchsetzung der
Menschenrechte in der internationalen Politik

Ohne dieses Problem umfassend behandeln zu können, stellt sich doch die
Frage: Was lernen wir aus der Geschichte des Kalten Krieges und seines Endes
für den Umgang mit Diktaturen? Was kann in der Außenpolitik getan werden,
um den Menschenrechten mehr Geltung zu verschaffen?

Einige Grunderfahrungen und Prinzipien sollen hierzu kurz benannt werden:

– Von großer Bedeutung ist es, wenn der Westen, d. h. die USA und die Län-
der der Europäischen Union, gegenüber Diktaturen und Staaten, die Men-
schenrechte verletzen, eine abgestimmte und gemeinsame Politik vertreten.
Doppelte Standards sind zu vermeiden. Das heißt, daß es höchst problema-
tisch ist, wenn bei einem Land Menschenrechtsverletzungen kritiklos hin-
genommen werden, weil dieses Land einem näher steht oder andere Interes-
sen im Vordergrund stehen, während bei einem anderen Land mit Recht
Kritik erhoben wird.
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– Die Verletzung von Menschenrechten ist keine innerstaatliche Angelegen-
heit und ihre Thematisierung keine Einmischung in innere Angelegenhei-
ten.

– Das internationale Menschenrecht und seine Institutionen sind weiter zu
stärken, das gilt insbesondere für die Konstituierung und weitere Stärkung
der internationalen Strafgerichtsbarkeit.

– Die internationale Staatengemeinschaft darf militärische Aggression, Terror
und Krieg gegen die eigene Bevölkerung in einzelnen Staaten nicht hin-
nehmen. Wie in Bosnien kann es sein, daß erst militärische Einsätze bzw.
die Androhung militärischer Gewalt die Voraussetzung für einen zivilen
Friedensprozeß schaffen. In solchen Fällen wird auch Deutschland seinen
Beitrag leisten müssen.

– Wirtschaftliche Kontakte tragen langfristig zur Öffnung von geschlossenen
Gesellschaften bei, dürfen aber nicht daran hindern, das Fehlen der Ge-
währleistung der Grundrechte deutlich zu kritisieren.

– Das Verhältnis von stiller Diplomatie und offener Kritik in einzelnen Fällen
konkreter Menschenrechtsverletzungen ist genau zu bedenken, wobei unter-
schiedliche Rollen von Parlament und Regierung genutzt werden sollten.

– Auch mit Diktatoren muß man, sofern sie Staatschefs wichtiger Staaten
sind, Kontakt halten; mit dem Abbruch diplomatischer Beziehungen sollte
man sehr vorsichtig sein. Doch ist im Umgang mit Diktatoren die notwen-
dige Distanz zu halten.

– Unabhängig von dem offiziellen Kontakt mit Regierungen autoritärer Sy-
steme ist es von großer Bedeutung, mit solchen gesellschaftlichen Kräften
Kontakt zu suchen, die für Demokratie und die Einhaltung der Menschen-
rechte eintreten. Sie sind nach dem Maß des Möglichen zu unterstützen.

– Oft arbeitet in Diktaturen und autoritären Systemen eine demokratische
Opposition vom Ausland aus. Asyl und Hilfe für die demokratische Oppo-
sition solcher Staaten im westlichen, im deutschen Exil sollten stärker als
bisher gewährt werden!

Gerade dadurch, daß wir Deutschen durch Selbstbestimmung und Freiheit
die Einheit wiedererlangen konnten, haben wir auch eine besondere Ver-
antwortung dafür, in unserer Politik gegenüber anderen Staaten diesen
Werten zu ihrem Recht zu verhelfen. So wird deutsche Außenpolitik künf-
tig noch stärker eine gesellschaftsbezogene Außenpolitik sein müssen.

3. Der Aufbau einer demokratischen politischen Kultur und eines
gemeinsamen Geschichtsbewußtseins in Europa

Wenn man die Erfahrungen des 20. Jahrhunderts ernst nimmt, so ergeben sich
für die deutsche Politik u. a. folgende Einsichten und Schlußfolgerungen:
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– Die deutsche Politik sollte auch künftig im europäischen Staatenverbund
handeln.

– Die enge Verflochtenheit mit dem Westen, namentlich mit den großen De-
mokratien in Europa und mit den USA, war Garant der demokratischen
Entwicklung in Westdeutschland und ist selbstverständlich auch vom verei-
nigten Deutschland fortzusetzen.

– Eine ähnliche Verflochtenheit ist mit den Ländern Mittelost- und Südosteu-
ropas anzustreben.

– Die Zusammenarbeit darf sich keineswegs nur auf den ökonomischen Be-
reich beschränken. Nicht zuletzt geht es um eine Verknüpfung der ver-
schiedenen nationalen politischen Kulturen und ihrer Institutionen und um
die Entwicklung einer transnationalen demokratischen politischen Kultur.

– Wesentliche Elemente einer transnationalen Kultur könnten sein: die unein-
geschränkte Gewährleistung der Grundrechte, Gewaltenteilung, Rechtsstaat.
Ein antitotalitärer Konsens sollte in Europa durchgesetzt werden.

Eine wichtige Aufgabe in diesem Kontext ist, die Nachwirkungen des Ost-
West-Gegensatzes zu überwinden und Osteuropa stärker in den gesamteuro-
päischen Zusammenhang einzubeziehen. Diese Aufgabe zielt keineswegs nur
auf die ökonomische Entwicklung, d. h. die allmähliche Reduzierung der star-
ken Asymmetrien und des ökonomischen Gefälles. Sie umfaßt nicht zuletzt die
Ebene der Kultur, der Kommunikation und des geistigen Lebens.

Die von allen Ländern unterzeichnete Charta von Paris (1990) verpflichtet die
Unterzeichner zur Durchsetzung von pluralistischer Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechten. Diese Selbstverpflichtung ist keineswegs schon
überall eingelöst. Sie kann Ausgangspunkt für die Herausbildung einer euro-
päischen Wertegemeinschaft sein, die die Erfahrungen des Totalitarismus be-
wußt verarbeitet – insofern einen antitotalitären Konsens zur Voraussetzung
hat. Positiv zielt sie auf die Realisierung von

– Grundrechten (der Menschen- und Bürgerrechte),

– Gewaltenteilung, Demokratie und Rechtsstaat,

– politisch-gesellschaftlichen Pluralismus,

– sozialstaatlichen Mindeststandards.

Die Herausbildung einer derartigen Wertegemeinschaft kann wesentlich geför-
dert werden durch ein Geschichtsbewußtsein,

– das die bisherigen nationalen Geschichtssichten verknüpft und ihnen eine
europäische Dimension hinzufügt,

– das die Erinnerungen an die Katastrophen des 20. Jahrhunderts wachhält,
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– das die Erfahrungen mit kommunistischer Herrschaft aufarbeitet und fest-
hält,

– das in gleicher Weise die Erfahrungen mit Nationalsozialismus und Fa-
schismus aufarbeitet und aufbewahrt,

– das die politischen Kräfte und Persönlichkeiten würdigt, die für Mensch-
lichkeit, Demokratie und soziale Gerechtigkeit gekämpft haben,

– das um die ständige Gefährdung von Menschlichkeit und Demokratie weiß.

Wichtige Mittel zur Herausbildung eines europäischen Geschichtsbewußtseins
und einer europäischen Wertegemeinschaft sind

– Geschichtslehrbücher, die das gegenseitige Verständnis fördern, was die
Fortsetzung der Arbeit von Schulbuchkommissionen einschließt,

– bilaterale oder transnationale Weiterbildungsveranstaltungen für Multipli-
katoren (Lehrer etc.),

– Jugendaustausche (die insbesondere im Hinblick auf die osteuropäischen
Länder zu fördern sind),

– Städtepartnerschaften, die den Kreis der Honoratioren überschreiten sollten,

– bilaterale und internationale wissenschaftliche Konferenzen und wissen-
schaftliche Kooperationsprojekte zur Aufarbeitung der neuesten Geschich-
te.

Vielfach wird von einer besonderen deutschen Verantwortung für die europäi-
sche Entwicklung gesprochen, und nicht selten spielen dabei auch die histori-
schen Erfahrungen eine wichtige Rolle. Jorge Semprun z. B. hat es als beson-
dere Aufgabe der Deutschen bezeichnet, die Erfahrungen der nationalsoziali-
stischen und der kommunistischen Diktatur für Europa aufzuarbeiten und
nutzbar zu machen: „Das deutsche Volk ist nämlich seit der Wiedervereini-
gung – als Teil des sozialen und politischen, komplexen und schmerzhaften
Prozesses, der aber voller Chancen für die demokratische Zukunft steckt [...] –
Deutschland ist seitdem das einzige Volk Europas, da sich mit beiden totalitä-
ren Erfahrungen des 20. Jahrhunderts auseinandersetzen kann und soll: dem
Nazismus und dem Stalinismus. In seinem Kopf und Körper hat es diese Er-
fahrungen erlebt und kann sie nur überwinden – und ohne, daß daraus ein Prä-
zedenzfall wird, könnte man in diesem Fall einmal den Hegelschen Begriff der
Aufhebung verwenden – kann sie also nur überwinden, indem es beide Erfah-
rungen kritisch übernimmt und aufhebt, um die demokratische Zukunft
Deutschlands zu bereichern. Von dieser hängt gar [...] die Zukunft eines de-
mokratisch wachsenden Europas zu einem großen Teil ab“ (Jorge Semprun bei
der Verleihung des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels 1994).


